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Gelsenkirchen: 16-jähriger verurteilter Mörder bedroht Richter vor Gericht mit dem Tod 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Nach einem tödlichen Familienstreit im Zusammenhang mit einem Erbschaftskonflikt sind 
sechs Mitglieder einer deutsch-türkischen Familie vom Essener Landgericht zu Haftstrafen 
zwischen dreieinhalb und zwölf Jahren verurteilt worden. Die Tat ereignete sich am 28. Sep-
tember 2025 in Gelsenkirchen und forderte ein Todesopfer sowie mehrere Schwerverletzte.1 
 
Vor Gericht standen ein 53-jähriger Familienvater, seine Ehefrau, ihre drei gemeinsamen Kin-
der sowie ein Schwiegersohn. Nach Überzeugung des Gerichts waren sie gemeinsam mit 
Messern bewaffnet auf Angehörige ihrer eigenen Familie losgegangen. In den Tagen vor der 
Tat hatte es innerhalb der Familie gegenseitige Beleidigungen, Bedrohungen und Körperver-
letzungen gegeben. Bei der gewaltsamen Auseinandersetzung wurden mehrere Menschen 
teils lebensgefährlich verletzt. Ein 56-Jähriger starb an einem Messerstich ins Herz. Als Aus-
löser der Tat gilt ein Erbschaftsstreit um eine Wohnung in der Türkei.2 
 
Unmittelbar nach der Urteilsverkündung kam es im Gerichtssaal zu dramatischen Szenen. Der 
16-jährige Hauptangeklagte verlor die Beherrschung, sprang auf und bedrohte die Richter mit 
den Worten: „Ich werde euch alle töten.“ Dabei ballte er die Faust und musste von mehreren 
Justizwachtmeistern aus dem Saal gebracht werden. Seine Mutter erlitt kurz zuvor offenbar 
einen Kreislaufzusammenbruch. Eine mitangeklagte Schwester des Jugendlichen hyperventi-
lierte. Für beide Frauen wurde ein Rettungswagen angefordert.3 
 
Die Richter sahen es als erwiesen an, dass der 16-Jährige den tödlichen Stich ausgeführt 
hatte. Er wurde zu sieben Jahren Jugendstrafe verurteilt. Sein Vater erhielt zwölf Jahre Haft, 
seine Mutter zehn Jahre. Zwei weitere männliche Angeklagte wurden zu neun beziehungs-
weise sieben Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Die Schwester des Jugendlichen erhielt eine 
Freiheitsstrafe von dreieinhalb Jahren. Die Angeklagten hatten vor Gericht auf Freisprüche 

 
1 Vgl. https://www.welt.de/vermischtes/article6a4e6f0bbb0cf80de56a28e4/urteil-in-essen-ich-werde-

euch-alle-toeten-16-jaehriger-muss-in-haft-und-rastet-aus.html. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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wegen Notwehr gehofft. Das Landgericht verurteilte sie jedoch wegen Totschlags und gefähr-
licher Körperverletzung.4 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8547 mit Schreiben vom 28. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Essen hat mir unter dem 11.08.2026 im Wesentlichen be-
richtet, dass die Staatsanwaltschaft Essen aufgrund des in der Kleinen Anfrage geschilderten 
Sachverhaltes ein Ermittlungsverfahren gegen den betreffenden Angeklagten des bezeichne-
ten Strafverfahrens wegen Bedrohung führe. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Angeklagten jeweils bekannt? 
 
Kriminalpolizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachts-
momenten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von krimi-
nalpolizeilichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig 
keinen Rückschluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis 
der abschließenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung. 
 
Ein Angeklagter ist in der Vergangenheit bisher wegen des Verdachts der Begehung der nach-
folgenden Straftat polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• wegen eines Verstoßes gegen das Aufenthaltsgesetz. 
 
Eine Angeklagte in der Vergangenheit bisher wegen des Verdachts der Begehung der nach-
folgenden Straftat polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• wegen gefährlicher Körperverletzung. 
 
Ein weiterer Angeklagter ist in der Vergangenheit bisher wegen des Verdachts der Begehung 
der nachfolgenden Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• wegen vorsätzlicher Körperverletzung und 

• wegen gefährlicher Körperverletzung. 
 
Eine weitere Angeklagte ist in der Vergangenheit bisher wegen des Verdachts der Begehung 
der nachfolgenden Straftat polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in zwei Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung. 
 
Ein weiterer Angeklagter ist in der Vergangenheit bisher wegen des Verdachts der Begehung 
der nachfolgenden Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

 
4 Ebenda. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/21084 

 
 

3 

• in zwei Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung, 

• wegen Beleidigung und 

• wegen Bedrohung. 
 
Von der Mitteilung etwaiger Erkenntnisse hinsichtlich des jugendlichen Angeklagten wird unter 
Abwägung des parlamentarischen Informationsinteresses mit dessen allgemeinen Persönlich-
keitsrechten sowie mit Blick auf die dementsprechende gesetzliche Wertung des § 48 Abs. 1 
JGG und die Unschuldsvermutung abgesehen. 
 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Angeklagten jeweils? (Bitte chronologisch auflisten.) 
 
Dem in der Antwort auf Frage 1 bezeichneten Bericht zufolge sind die Angeklagten des in der 
Kleinen Anfrage genannten Strafverfahrens nicht vorbestraft. 
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Angeklagten? (Bitte 

Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Dem in der Antwort auf Frage 1 benannten Bericht zufolge verfügen zwei Angeklagte über die 
türkische, ein Angeklagter und eine Angeklagte jeweils über die deutsche und türkische sowie 
eine Angeklagte und ein Angeklagter jeweils über die deutsche Staatsangehörigkeit. 


